
 

 

                                                                          GEMEINDE SPIEGELBERG 
Rems-Murr-Kreis 

 

 
Satzung über die Erhebung von 
Benutzungsgebühren für die 
Kinderbetreuungseinrichtungen der Gemeinde 
Spiegelberg (Kindergartensatzung 2026) 
 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in Verbindung mit den §§ 2, 

13 und 19 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der 

Gemeinde Spiegelberg am 19.06.2026 folgende Satzung beschlossen: 

 

 
I. Allgemeine Bestimmungen 

§1 Zweckbestimmungen, Aufgaben 

(1) Die Gemeinde Spiegelberg betreibt ihre Kinderbetreuungseinrichtungen im Sinne des 
Kindertagesbetreuungsgesetzes von Baden-Württemberg (KiTagG) als öffentliche 
Einrichtung. Die Benutzung regelt sich nach dieser Satzung. 
 

(2) Um den Bildungs- und Erziehungsauftrag des Kindergartens erfüllen zu können, 
orientieren sich die Mitarbeiterinnen an den durch Aus- und Fortbildung vermittelten 
wissenschaftlichen Erkenntnissen der Kleinkindpsychologie und –pädagogik sowie an 
ihren Erfahrungen in der praktischen Kindergartenarbeit. 
 

(3) Die Kinder werden im Umgang miteinander zu partnerschaftlichem Verhalten 
angeleitet. 

 

§ 2 Begriffsbestimmungen und Aufnahme 
 

Kinderbetreuungseinrichtung im Sinne dieser Satzung sind alle kommunalen Einrichtungen 
zur Kinderbetreuung der Gemeinde Spiegelberg mit nachfolgend aufgeführten 
Betreuungsangeboten: 

a) (Natur-/Wald-)Kindergarten mit verlängerten Öffnungszeiten: Einrichtung mit einer 
zusammenhängenden Betreuungszeit von insgesamt 35 Stunden pro Woche für 
Kinder im Alter von 3 Jahren bis zum Schuleintritt. 
 

b) Kinderkrippe mit verlängerten Öffnungszeiten: Einrichtung mit einer 
zusammenhängenden Betreuungszeit von insgesamt 30 bis 35 Stunden pro Woche für 
Kinder im Alter vom vollendeten 1. Lebensjahr bis zum vollendeten 3. Lebensjahr. 

 

§ 3 Aufnahme und Beginn des Benutzungsverhältnisses 
 

(1) In den Kindergarten Spiegelberg werden Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zu 
ihrem Schuleintritt aufgenommen. Die Betreuungszeit beträgt 30 bis 35 Stunden pro 
Woche. 
 

(2) Kinder vom vollendeten 1. Lebensjahr bis zum vollendeten 3. Lebensjahr können in 
der Kinderkrippe aufgenommen werden, soweit die Belegungsfähigkeit eine Aufnahme 
zulässt. Die Betreuungszeit beträgt 30 bis 35 Stunden pro Woche. 



 

 

 
(3) Kinder, die körperlich, geistig oder seelisch behindert sind, werden soweit möglich in 

gemeinsamen Gruppen im Kindergarten betreut und erzogen, wenn ihren besonderen 
Bedürfnissen innerhalb der Rahmenbedingungen der Einrichtung Rechnung getragen 
werden kann. 

 

(4) Die Aufnahme in die Kinderbetreuungseinrichtung erfolgt auf Antrag des 
Sorgeberechtigten im Kindergarten Spiegelberg. Die Gemeindeverwaltung informiert 
über die Modalitäten des Anmeldeverfahrens. Bei neu zugezogenen Kindern kann die 
Anmeldung erst nach melderechtlicher Anmeldung erfolgen. 
 

(5) Jedes Kind muss vor der Aufnahme in die Kinderbetreuungseinrichtung ärztlich 
untersucht worden sein. Maßgeblich sind die gesetzlichen Bestimmungen, 
insbesondere § 4 des Kindertagesbetreuungsgesetzes Baden-Württemberg (KiTaG) in 
der jeweils geltenden Fassung. 
 

(6) Vor der Erstaufnahme ist außerdem der gesetzlich vorgeschriebene Nachweis über die 
ärztliche Impfberatung gemäß § 34 Absatz 10a Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
vorzulegen. 

 
(7) Kinder, die nach Anwendung der Regelungen der §§ 4 und 5 dieser Satzung den 

Kindergarten nicht mehr besuchen, werden von der Gemeindeverwaltung bei 
regelmäßiger Aufnahme nicht mehr berücksichtigt. Die erneute Anmeldung muss durch 
die Erziehungsberechtigten erfolgen. 
 

(8) Das Benutzungsverhältnis endet durch Abmeldung des Kindes durch den 
Sorgeberechtigten oder durch Ausschluss des Kindes durch den Einrichtungsträger. 
Kinder, die in die Schule wechseln, werden zum Ende des Kindergartenjahres von 
Amts wegen abgemeldet.  
 

(9) Der Einrichtungsträger kann das Benutzungsverhältnis aus wichtigem Grund beenden. 
Wichtige Gründe sind insbesondere die Nichtzahlung einer fälligen Gebührenschuld 
trotz Mahnung oder wenn das Kind länger als vier Wochen unentschuldigt fehlt. Der 
Ausschluss des Kindes erfolgt durch schriftlichen Bescheid; er ist unter Wahrung einer 
Frist von vier Wochen anzudrohen. Spezielleres regelt § 5. 

 

§ 4 An- und Abwesenheit  
 

(1) Im Interesse des Kindes und der Gruppe soll die Einrichtung regelmäßig besucht 
werden. 
 

(2) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, das Fernbleiben eines Kindes 
unverzüglich, spätestens bis zum Beginn der vereinbarten Betreuungszeit, der 
Einrichtung mitzuteilen. Die voraussichtliche Dauer der Abwesenheit ist anzugeben, 
soweit diese bekannt ist. 
 

(3) Bei Erkrankung des Kindes gelten die Bestimmungen dieser Benutzungsordnung 
sowie die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere die Regelungen des 
Infektionsschutzgesetzes: insbesondere bei Vorliegen einer ansteckenden Krankheit, 
darf der Kindergarten nicht besucht werden. Dies gilt auch, wenn Familienangehörige 
oder sonstige Personen, die mit dem Kind in Berührung kommen, an einer 
ansteckenden Krankheit leiden. Das Kind wird erst wieder aufgenommen, wenn der 
behandelnde Arzt eine weitere Übertragungsgefahr verneint. Die Gruppenleitung ist 
unverzüglich zu verständigen. Auf Verlangen ist eine ärztliche Bescheinigung 
vorzulegen. 
 



 

 

(4) Kann ein Kind die Einrichtung über einen längeren Zeitraum nicht besuchen, sind die 
Personensorgeberechtigten verpflichtet, die Einrichtungsleitung hierüber zu 
informieren. 
 

(5) Ein Anspruch auf Nachholung von Betreuungszeiten besteht bei Abwesenheit des 
Kindes nicht. 

 
(6) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Benutzungsgebühren bleibt von einer 

vorübergehenden Abwesenheit des Kindes unberührt. 
 

§ 5 Ausschluss 
 

(1) Die Gemeinde kann ein Kind vorübergehend oder dauerhaft vom Besuch der 
Kinderbetreuungseinrichtung ausschließen, wenn insbesondere 
1. das Kind die Einrichtung länger als vier Wochen unentschuldigt nicht mehr besucht, 
2. die Aufnahme durch unwahre Angaben erreicht wurde, 
3. das Kind wiederholt in grober Weise gegen die Ordnung im Kindergarten verstößt 

oder den Anordnungen des Kindergartenpersonals zuwiderhandelt, 
4. die Personensorgeberechtigten wiederholt oder schwerwiegend gegen die 

Bestimmungen der Benutzungsordnung verstoßen, 
5. die nach dieser Satzung oder aufgrund sonstiger Regelungen geschuldeten 

Gebühren trotz Mahnung nicht entrichtet werden, 
6. durch das Verhalten des Kindes die eigene Sicherheit, die Sicherheit anderer 

Kinder oder der Beschäftigten erheblich gefährdet wird und pädagogische 
Maßnahmen ohne Erfolg geblieben sind, 

7. die erforderliche Zusammenarbeit zwischen Einrichtung und 
Personensorgeberechtigten nachhaltig und schwerwiegend beeinträchtigt ist und 
dadurch die Erfüllung des Betreuungs- und Erziehungsauftrags erheblich erschwert 
wird, 

8. gesundheitliche Gründe oder gesetzliche Vorschriften einem weiteren Besuch der 
Einrichtung entgegenstehen. 

 
(2) Vor einem dauerhaften Ausschluss sind die Personensorgeberechtigten anzuhören. 

Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist zu 
geben. 
 

(3) Der Ausschluss ist unter Wahrung einer Frist von vier Wochen anzudrohen. 
 

(4) Der Ausschluss erfolgt durch schriftlichen Bescheid der Gemeinde. In dem Bescheid 
sind die Gründe des Ausschlusses anzugeben. 

 
(5) In besonders schwerwiegenden Fällen, insbesondere wenn eine unmittelbare 

Gefährdung von Kindern oder Beschäftigten besteht, kann die Gemeinde einen 
sofortigen vorläufigen Ausschluss bis zur abschließenden Entscheidung aussprechen. 

 
(6) Der dauerhafte Ausschluss soll in der Regel erst erfolgen, nachdem mildere 

Maßnahmen, insbesondere Gespräche mit den Personensorgeberechtigten, 
schriftliche Hinweise oder befristete Ausschlüsse, erfolglos geblieben sind, soweit nicht 
die Schwere des Einzelfalls eine sofortige Maßnahme rechtfertigt. 

 
(7) Der Anspruch der Gemeinde auf Zahlung der bis zum Wirksamwerden des 

Ausschlusses entstandenen Gebühren bleibt unberührt. 
 
§ 6 Ausscheiden 
 
Die Abmeldung hat durch die Erziehungsberechtigten gegenüber der Kindertageseinrichtung 



 

 

unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zum Monatsende schriftlich zu erfolgen. Kinder, 
die zum Ende des laufenden Kindergartenjahres in die Schule wechseln, können nur bis 
spätestens zum Ende des Monats Juli gekündigt werden. 
 
§ 7 Öffnungszeiten, Ferien 
 

(1) Das Kindergartenjahr beginnt am 1. September eines Jahres und endet am 31. August 
des darauffolgenden Jahres. 
 

(2) Die Öffnungszeiten werden von der Gemeindeverwaltung entsprechend den örtlichen 
Bedürfnissen nach Anhörung des Kindergartenpersonals festgesetzt. Soweit möglich, 
sollen dabei die Interessen von berufstätigen Erziehungsberechtigten berücksichtigt 
werden. 
 

(3) Kindergartenferien werden den Erziehungsberechtigten rechtzeitig bekanntgegeben. 
 

(4) Muss eine Einrichtung aus Gründen, die die Gemeinde nicht zu vertreten hat, oder aus 
besonderem Anlass (z.B. wegen Krankheit, behördlicher Anordnung, 
Fachkräftemangel, betrieblicher Mängel oder dienstlicher Verhinderung) 
vorübergehend geschlossen werden, besteht kein Anspruch auf Betreuung. 
Gebührenrechtliche Regelungen bleiben vorbehalten. Es erfolgt eine unverzügliche 
Unterrichtung der Erziehungsberechtigten.  

 
§ 8 Elternbeirat 
 
Die Erziehungsberechtigten werden durch einen jährlich zu wählenden Elternbeirat an der 
Arbeit des Kindergartens beteiligt. Wahlverfahren und Aufgaben des Elternbeirats richten sich 
nach den Richtlinien des Landes. 
 
§ 9 Aufsicht 
 

(1) Die erzieherisch tätigen Mitarbeiter sind während der Öffnungszeiten des 
Kindergartens für die ihnen anvertrauten Kinder verantwortlich. 
 

(2) Auf dem Weg zum und vom Kindergarten sind die Erziehungsberechtigten für ihre 
Kinder verantwortlich. Insbesondere tragen die Erziehungsberechtigten Sorge dafür, 
dass ihr Kind ordnungsgemäß vom Kindergarten abgeholt wird. 
 

(3) Die Aufsichtspflicht beginnt mit der Übernahme des Kindes durch die erzieherisch 
tätigen Mitarbeiter in den Räumen des Kindergartens und endet mit der Übergabe des 
Kindes in die Obhut eines Erziehungsberechtigten bzw. einer von den 
Erziehungsberechtigten mit der Abholung beauftragten Person.  
 

(4) Die Aufsichtspflicht der Einrichtung erstreckt sich auf alle Veranstaltungen der 
Einrichtung innerhalb und außerhalb des Einrichtungsgeländes. Für Veranstaltungen, 
an denen die Personensorgeberechtigten gemeinsam mit ihren Kindern teilnehmen, 
verbleibt die Aufsichtspflicht bei den Personensorgeberechtigten, sofern nicht 
ausdrücklich etwas anderes vereinbart wird. 
 

(5) Für mitgebrachte Gegenstände, insbesondere Spielzeug, Schmuck, Geld oder 
sonstige Wertgegenstände, wird keine Haftung übernommen, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. 

 
 
 
 



 

 

II. Benutzungsgebühren 
 
§ 10 Erhebungsgrundsatz 
 

(1) Für die Benutzung der Kinderbetreuungseinrichtungen werden Benutzungsgebühren 
gemäß § 11 dieser Satzung erhoben. Sie sind für 11 Monate zu entrichten. Der Monat 
August ist gebührenfrei. 
 

(2) Gebührenmaßstab ist die Anzahl der Kinder unter 18 Jahren im Haushalt des 
Gebührenschuldners sowie die tägliche Betreuungsdauer. 
 

(3) Die Gebühren werden jeweils für einen Kalendermonat (Veranlagungszeitraum) 
erhoben. Scheidet das Kind bis einschließlich 15. des jeweiligen Monats aus der 
Einrichtung aus bzw. wird das Kind nach dem 15. des jeweiligen Monats 
aufgenommen, ermäßigen sich die Gebührensätze gemäß § 11 Absatz 2 bis 5 auf       
50 v.H.  
 

(4) Die Gebühr ist auch während der Ferien sowie bei Nichtbenutzung oder 
vorübergehender Schließung der Einrichtung zu entrichten.  
 

§ 11 Gebührenhöhe 
 

(1) Die Gebührenhöhe richtet sich nach dem als Anlage zu dieser Satzung beigefügten 
Gebührenverzeichnis (Anlage Gebührenverzeichnis Kindergartensatzung 2026 der 
Gemeinde Spiegelberg). 
 

(2) Die Gebühren werden je Kind und Betreuungsplatz erhoben. Die Höhe der Gebühr 
bestimmt sich nach der Anzahl der Kinder, die zum 1. September des laufenden Jahres 
(Stichtag) noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben und die nicht nur 
vorübergehend im Haushalt des Gebührenschuldners leben sowie die tägliche 
Betreuungsdauer. Unterhaltspflichtige Kinder, die nicht im Haushalt des 
Gebührenschuldners leben, werden nicht berücksichtigt. Ändert sich die Zahl der 
berücksichtigungsfähigen Kinder, so wird die Gebühr auf Antrag ab dem Antragsmonat 
neu festgesetzt. Verringert sich während des Kindergartenjahres die für die 
Berechnung maßgebliche Kinderzahl, so ist dies der Gemeindeverwaltung 
unverzüglich mitzuteilen, wobei die niedrigere Kinderzahl für die Berechnung ab dem 
Monat berücksichtigt wird, in dem das für den Wegfall maßgebende Ereignis 
eingetreten ist. 

 
§ 12 Gebührenschuldner 
 

(1) Gebührenschuldner sind die Sorgeberechtigten des Kindes, das die Einrichtung 
besucht sowie diejenigen, die die Aufnahme in die Betreuungseinrichtung beantragt 
haben.  
 

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
§ 13 Entstehung / Fälligkeit 
 

(1) Die Gebührenschuld entsteht zu Beginn des Veranlagungszeitraumes (§ 10 Absatz 
3), in dem das Kind die Betreuungseinrichtung besucht bzw. hierfür angemeldet ist.  
 

(2) Die Benutzungsgebühren werden bei der erstmaligen Benutzung durch schriftlichen 
Bescheid festgesetzt. Die Festsetzung gilt so lange weiter, bis ein neuer Bescheid 
oder Änderungsbescheid ergeht. 
 



 

 

(3) Die Gebührenschuld wird jeweils zum ersten Werktag des Veranlagungszeitraums (§ 
10 Absatz 3) fällig. Dasselbe gilt für den Fall, dass ein neuer Gebührenbescheid oder 
Änderungsbescheid ergeht.  

 
 
 
 

III. Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 
§ 14 In-Krafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt zum 01. September 2026 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser Satzung nach Abs. 1 tritt die Satzung zur 
Erhebung von Benutzungsgebühren für die Kinderbetreuungseinrichtung, beschlossen 
am 18.04.2024, außer Kraft. 

 
 

 
Spiegelberg, 19.06.2026 
gez. 
Max Schäfer 
Bürgermeister 

 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 S. 4 GemO 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder 

aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 5 iVm Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 

schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend 

gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 

über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

                                                                          GEMEINDE SPIEGELBERG 
Rems-Murr-Kreis 

 



 

 

 
Anlage zur Satzung über die Erhebung von 
Benutzungsgebühren für die 
Kinderbetreuungseinrichtungen der Gemeinde 
Spiegelberg (Kindergartensatzung 2026) 

- Gebührenverzeichnis - 
 

§ 1 Gebührenhöhe 
 

(1) Die Kindergartengebühr für die Betreuung von Kindern im Zeitraum von 07.30 Uhr bis 
13.30 Uhr mit bis zu 30 Stunden pro Woche Betreuungszeit beträgt ab der 
Vollendung des dritten Lebensjahres monatlich 

 

a)  Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 1 Kind unter 18 Jahren 

181 €  

b) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 2 Kind unter 18 Jahren 

154 € 

c) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 3 Kind unter 18 Jahren 

127 € 

d) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 

100 €  

 
(2) Die Kindergartengebühr für die Betreuung von Kindern im Zeitraum von 07.00 Uhr bis 

14.00 Uhr mit bis zu 35 Stunden pro Woche Betreuungszeit beträgt ab der 
Vollendung des dritten Lebensjahres monatlich 
 

a)  Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 1 Kind unter 18 Jahren 

211 € 

b) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 2 Kind unter 18 Jahren 

179 € 

c) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 3 Kind unter 18 Jahren 

148 € 

d) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 

116 € 

 
(3) Die Kindergartengebühr für die Betreuung von Kindern im Zeitraum von 07.30 Uhr bis 

13.30 Uhr mit bis zu 30 Stunden pro Woche Betreuungszeit beträgt ab Vollendung 
des ersten Lebensjahres bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres (Krippe) 
monatlich 
 

a)  Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 1 Kind unter 18 Jahren 
     Sharing 3 Tage / Woche 
     Sharing 2 Tage / Woche 

479 € 
 

288 € 
191 € 

b) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 2 Kind unter 18 Jahren 
     Sharing 3 Tage / Woche 
     Sharing 2 Tage / Woche 

407 € 
 

245 €  
162 € 

 

c) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 3 Kind unter 18 Jahren 

335 € 
 



 

 

     Sharing 3 Tage / Woche 
     Sharing 2 Tage / Woche 

201 € 
134 € 

d) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 
     Sharing 3 Tage / Woche 
     Sharing 2 Tage / Woche 

263 € 
 

158 € 
105 € 

 
(4) Die Kindergartengebühr für die Betreuung von Kindern im Zeitraum von 07.00 Uhr bis 

14.00 Uhr mit bis zu 35 Stunden pro Woche Betreuungszeit beträgt ab Vollendung des 
ersten Lebensjahres bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres (Krippe) monatlich 
 

a)  Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 1 Kind unter 18 Jahren 
     Sharing 3 Tage / Woche 
     Sharing 2 Tage / Woche 

599 € 
 

360 € 
239 € 

b) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 2 Kind unter 18 Jahren 
     Sharing 3 Tage / Woche 
     Sharing 2 Tage / Woche 

509 € 
 

306 € 
203 € 

c) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 3 Kind unter 18 Jahren 
     Sharing 3 Tage / Woche 
     Sharing 2 Tage / Woche 

419 € 
 

252 € 
167 € 

d) Bei 1 Kind aus einer Familie 
Mit 4 und mehr Kindern unter 18 Jahren 
     Sharing 3 Tage / Woche 
     Sharing 2 Tage / Woche 

329 € 
 

198 € 
131 € 

 
(5) Ein Sharing-Platz in der Kinderkrippe kann nur für feste Wochentage und unter der 

Voraussetzung gebucht werden, dass für mindestens zwei nichtbelegte Wochentage 
ein passender Sharing-Partner gefunden werden kann. 

 
§ 2 Inkrafttreten 
 
Dieses Gebührenverzeichnis tritt mit Wirkung zum 01.09.2026 in Kraft. 

 
 
Spiegelberg, 19.06.2026 
gez. 
Max Schäfer 
Bürgermeister 
 

 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 S. 4 GemO 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder 

aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 5 iVm Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 

schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend 

gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 

über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.                                                                           


